
lungshandlungen müssen gesetzlich begründet und not­
wendig sein.“*
Strikte Wahrung der Gesetzlichkeit unter voller Aus­
nutzung der gesellschaftlichen Kräfte bei der Auf­
deckung und Aufklärung von strafbaren Handlungen 
sind die notwendigen Voraussetzungen für ein über­
zeugendes und wirksames Urteil.
Zweifellos bemühen sich die Richter in der letzten 
Zeit, die Qualität der Urteile zu erhöhen. Es gibt aber 
immer noch Mängel in der Durchführung des Ermitt­
lungsverfahrens und in der Beweisaufnahme, die durch 
oberflächliche und routinehafte Arbeitsweise verursacht 
werden. Eine solche Arbeitsweise beruht nicht selten 
auf ungenügendem Verstehen unserer gesellschaftlichen 
Entwicklung sowie auf ungenügender fachlicher Quali­
fikation* 5. Die Folge davon ist, daß manche Richter Tat 
und Täter im Urteil isoliert voneinander betrachten, 
daß sie lediglich Fakten über die Entwicklung des 
Täters einerseits und über die des Tatgeschehens an­
dererseits aneinanderreihen und die Tat selbst nicht 
in die ■ gesellschaftliche Wirklichkeit hineinstellen, so 
daß das Urteil keine geschlossene Einheit bildet.
Sollen diese- Mängel überwunden werden, so müssen 
sich die Richter bewußt sein, daß das Urteil ein Doku­
ment unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates ist, in dem 
der Wille des werktätigen Volkes zum Ausdruck ge­
bracht wird.
Auch sollte sich jeder Richter darüber- hinaus Klarheit 
über die Vielfältigkeit der gesellschaftlichen Wirkung 
jedes Urteils verschaffen, um so Oberflächlichkeit, 
Schematismus und Hartherzigkeit auszuschalten. Ein 
Urteil, das nur die halbe Wahrheit feststellt, das 
Widersprüche in sich birgt, das mit allgemeinen For­
mulierungen die konkrete Straftat einschätzt, das nicht 
klar und deutlich in der Ausdrucksweise ist, wird die 
Werktätigen nur ungenügend zur Bekämpfung der 
Kriminalität anleiten. Es ist schließlich auch notwendig, 
daß die Schöffen an der unmittelbaren Festlegung des 
Inhalts der Urteile teilnehmen und durch entsprechende 
Hinweise auch an der Formulierung mitarbeiten.
Die Anforderungen an das Urteil
An das Strafurteil erster Instanz sind heute folgende 
Anforderungen zu stellen:
Das Strafurteil muß die konkreten gesellschaftlichen 
Verhältnisse exakt analysieren
Das Strafurteil muß — ausgehend von den Gesetz­
mäßigkeiten beim Aufbau des Sozialismus — unter ge­
nauer Beachtung des Standes der gesellschaftlichen 
Entwicklung, ihrer Widersprüche und Konflikte und 
der Probleme des Lebens der Werktätigen auf einer 
wissenschaftlich exakten Analyse der konkreten Ver­
hältnisse beruhen, unter denen die Straftat begangen 
wurde. Eine solche wissenschaftlich begründete Ana­
lyse der konkreten Verhältnisse setzt voraus, daß die 
Richter das Leben kennen und nicht von einem Ideal­
bild des Menschen unserer Epoche und von einem 
Wunschdenken ausgehen. Eine solche Analyse setzt 
weiter voraus, daß in der Hauptverhandlung selbst die 
gesellschaftlichen Zusammenhänge der Straftat, die mit 
ihr verbundenen politischen, wirtschaftlichen oder so­
zialen Probleme aufgedeckt werden.
Das Strafurteil muß auf nachgewiesenen, objektiv 
wahren Feststellungen beruhen
Im Strafurteil muß der Nachweis geführt werden, daß 
die tatsächlichen Feststellungen, auf denen es beruht, 
objektiv wahr sind. Das gilt sowohl für den Nachweis 
der Schuld als auch für die Widerlegung der diesem 
Nachweis entgegenstehenden wesentlichen Argumente

l NJ 1962 S. 757.
5 Vgl. dazu auch Grass. „Einige Erfahrungen bei der Anleitung 
der Kreisgerichte durch das Bezirksgericht“, Sozialistische 
Demokratie vom 19. Oktober 1962, S. 11.

des Angeklagten und seines Verteidigers. Da das Ur­
teil' insofern das Ergebnis der Beweisaufnahme wider­
spiegelt, setzt dieser Nachweis voraus, daß in der 
Hauptverhandlung sorgfältig bis in alle Einzelheiten 
sämtliche in der Sache vorhandenen und erforderlichen 
Beweise erhoben und geprüft wurden. Die Beweisauf­
nahme wie auch das Urteil dürfen — um die Strafsache 
nicht isoliert, ohne Berücksichtigung der gesellschaft­
lichen Zusammenhänge zu behandeln — nicht bei der 
Feststellung, was geschehen ist, stehenbleiben, son­
dern müssen zugleich klären, wie es unter den kon­
kreten Umständen zu dieser Straftat kommen konnte 
und was verändert werden muß, um künftigen Straf­
taten den Boden zu entziehen. Deshalb muß das Urteil 
eine zusammenhängende, widerspruchsfreie Sachdar­
stellung enthalten, die erkennen läßt, daß das Gericht 
alle be- und entlastenden Beweise geprüft und die 
Sache in vollem Umfange aufgeklärt hat. Neben dem 
Tatgeschehen und der Würdigung der Persönlichkeit 
gehört dazu auch die Aufdeckung der Umstände, die 
die Tat ermöglichten oder begünstigten. Alle Feststel­
lungen müssen bewiesen und durch Fakten belegt sein.
Die Erfüllung des gesetzlichen Tatbestandes muß 
allseitig begründet werden
Im Strafurteil muß die Erfüllung des gesetzlichen Tat­
bestandes, auf dem der Schuldspruch beruht, allseitig 
im Sinne der Rechtspflegebeschlüsse des Staatsrates be­
gründet werden. Auf der Grundlage der allseitigen Er­
forschung der Tat ist der Nachweis zu führen, daß der 
Angeklagte in objektiver und subjektiver Hinsicht ein 
bestimmtes Strafgesetz verletzt hat und daß die an 
seine Person gestellten Anforderungen erfüllt sind. Es 
entspricht dem Grundgedanken unserer sozialistischen 
Strafrechtspflege, daß keine Straftat unaufgeklärt 
bleibt, der Täter entsprechend seiner Tat strafrechtlich 
verantwortlich ist, aber auch kein Unschuldiger ver­
urteilt wird. Die Begründung der Verletzung des ge­
setzlichen Tatbestandes führt zugleich hin zur Er­
kenntnis der Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat 
und bringt die Notwendigkeit und Gesetzlichkeit dieses 
Strafverfahrens überzeugend zum Ausdruck.
So ist z. B. bei einer Verurteilung wegen Staatsverleum­
dung exakt nachzuweisen, worin das öffentliche Ver­
ächtlichmachen eines Bürgers wegen seiner staatlichen 
Funktion zu erblicken ist und woraus sich der Vorsatz 
ergibt. Nicht selten sind dabei auch Abgrenzungsfragen 
zy behandeln und ist zu begründen, warum beispiels­
weise die Äußerung keine Hetze i. S. des § 19 Ziff. 1 
StEG ist oder warum die Äußerung eine Staatsver­
leumdung und keine — wenn auch die Grenzen der 
Sachlichkeit überschreitende — Kritik am Verhalten des 
betreffenden Staatsfunktionärs ist. Eine solche, alle ge­
setzlichen Tatbestandsmerkmale berücksichtigende Be­
weisführung führt zu einer richtigen Einschätzung der 
Gesellschaftsgefährlichkeit der Straftat.
Die genaue und umfassende Begründung der Tat­
bestandsmäßigkeit der Handlung ist ein wichtiger Fak­
tor für die Überzeugungskraft des Urteils und läßt 
deutlich werden, daß das Strafverfahren im Interesse 
des Schutzes und der Entwicklung der sozialistischen 
Ordnung und der Erziehung und Umerziehung des An­
geklagten notwendig war und daß die erkannte Strafe 
die notwendige Reaktion auf die Straftat ist.
Die Gesellschaftsgefährlichkeit und die Strafzumessung 
müssen überzeugend begründet sein 
Das Strafurteil muß durch die Konzentration auf das 
Wesentliche und durch eine klare, verständliche 
Sprache, die konsequent parteilich in sachlicher Form 
das Verhalten des Angeklagten verurteilt, diesem selbst 
und den Zuhörern die Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Straftat bewußtmachen. Die Gesellschaftsgefährlichkeit 
ist keine selbständige, neben der Tat stehende Eigen­
schaft der strafbaren Handlung; sie kann deshalb auch
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